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Preußiſche Geſetzſammlung 


„ 


Juhalt: Verordnung, betreffend die Einſetzung von Waſſerſtraßenbeiräten für die ſtaatliche Waſſerbauver⸗ 
waltung, S. 31. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die 
Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw. ©. 36. 


(Nr. 10790.) Verordnung, betreffend die Einſetzung von Waſſerſtraßenbeiraten für die 
ſtaatliche Waſſerbauverwaltung. Vom 25. Februar 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ., 


verordnen auf Grund des § 17 des Geſetzes, betreffend die Herſtellung und den 
Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 (GGeſetzſamml. S. 179), was folgt: 


Artikel 1. 
Zur beratenden Mitwirkung bei dem Bau und Betriebe der nach dem 
Geſetze vom 1. April 1905 (Waſſerſtraßengeſetz) herzuſtellenden und auszubauenden 
Waſſerſtraßen werden Waſſerſtraßenbeiräte gebildet. 


Artikel 2. 
Für die Dauer der Bauausführung werden Waſſerſtraßenbeiräte errichtet: 
a) für den Rhein⸗Herne⸗Kanal einſchließlich eines Lippe-Seitenkanals von 
Datteln nach Hamm ſowie für die auszubauende Lippewaſſerſtraße 
von Weſel bis Datteln und von Hamm bis Lippſtadt 
b) für den Dortmund-Ems-Kanal von Den bis Papenburg; 

c) für den Ems-Weſer-Kanal nebſt Zweigkanälen und Anſchlußkanal nach 
Hannover ſowie den Weſerſtrom bis Hemelingen abwärts einſchließlich 
der kanaliſierten Fulda; 

d) für den Großſchiffahrtweg Berlin—Stettin unter Einbeziehung der von 
dem Waſſerſtraßengeſetze nicht berührten Teile des Oderſtroms von 
Hohenſaathen bis Stettin; b 

e) für die Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichſel einſchließlich der Warthe 

f) für die Oder von Ratibor bis Hohenſaathen unter Einbeziehung der 
von dem Waſſerſtraßengeſetze nicht berührten Teile der Stromſtrecke. 
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Nach Inbetriebnahme der Kanallinie vom Rhein zur Weſer und nach 
Hannover tritt an die Stelle der zu a bis e genannten Waſſerſtraßenbeiräte ein 
einziger Waſſerſtraßenbeirat. Die zu d bis k genannten Waſſerſtraßenbeiräte 
ſollen nach Beendigung der Bauarbeiten ebenfalls zuſammengezogen werden. Die 
näheren Anordnungen bleiben den zuſtändigen Miniſtern gemäß Artikel 19 Abſ. 2 
dieſer Verordnung überlaſſen. 

Artikel 3. 

Jeder Waſſerſtraßenbeirat beſteht: 

a) aus einem Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter, welche von dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten auf die Dauer von drei Jahren 
ernannt werden; 
aus den nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchrift aus den Kreiſen 
des Handels, der Induſtrie, der Schiffahrt, der Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft einſchließlich der Fiſcherei ſowie aus den von den beteiligten 
öffentlichen Verbänden gewählten Mitgliedern. 

Die Mitglieder werden nach näherer Anordnung der zuſtändigen 
Miniſter von den kaufmänniſchen Körperſchaften, den Schiffahrt⸗ und 
anderen Vereinen, den Landwirtſchaftskammern ſowie von den Ver— 
tretungen der hauptſächlich beteiligten öffentlichen Verbände auf die 
Dauer von drei Jahren gewählt 
aus den von den zuſtändigen Miniſtern auf die Dauer von drei Jahren 
berufenen Mitgliedern, deren Anzahl ein Drittel der Zahl der nach b 
gewählten Mitglieder nicht überſteigen darf, hierbei iſt die Berufung 
unmittelbarer, beſoldeter Staatsbeamten ausgeſchloſſen. 

Für jedes gewählte und jedes berufene Mitglied iſt ein Stellvertreter zu 
beſtimmen, der im Behinderungsfalle des Mitglieds eintritt. 


b 


— 


C 


— 


Artikel 4. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen iſt nach Artikel III des Staatsvertrags zwiſchen 
Preußen und Bremen über die Beteiligung Bremens an den Koſten eines Rhein⸗ 
Weſer⸗Kanals vom 29. März 1906 Geſetzſamml. S. 227) befugt, in den 
Waſſerſtraßenbeirat für den Ems-Weſer-Kanal (Artikel 206) zwei Mitglieder zu 
entſenden. 

Artikel 5. 

Der Waſſerſtraßenbeirat iſt in allen wichtigen Fragen, welche den Bau 
und Betrieb der Waſſerſtraßen ſeines Bezirkes betreffen, zu hören. 

Namentlich ſind ihm mitzuteilen: 

1. die allgemeine Anordnung der Entwürfe für die nach dem Waſſer⸗ 
ſtraßengeſetz auszuführenden Arbeiten (vgl. auch §§ 11 und 12 da⸗ 
ſelbſt) unter Darlegung der dagegen aus den beteiligten Kreiſen er— 
hobenen Bedenken; 

2. während der Ausführung der Entwürfe die jährlichen Bauberichte 
unter Mitteilung der wichtigeren, bei dem Baue vorgekommenen Fragen 
und erhobenen Bedenken; 


3. die Maßnahmen zur Erhaltung und Verbefferung der Schiffahrtſtraßen 
und zur Hebung des Verkehrs auf ihnen; N 
4. die Grundzüge für die Erlaubnis zur Anlage von Häfen und Liege 


ftellen ; 

„die weſentlichen Beſtimmungen über die Schiffahrtabgaben, insbeſondere 

die Bildung von Tarifklaſſen ;; 

6. die Grundzüge der zu erlaſſenden Schiffahrt-Polizeiverordnungen und 
der ſonſtigen allgemeinen Vorſchriften über Verkehr, Benutzung und 
Betrieb, namentlich einen nach § 18 des Waſſerſtraßengeſetzes auf den 
daſelbſt aufgeführten Waſſerſtraßen einzurichtenden einheitlichen Schlepp⸗ 
betrieb; 

7. die Abſichten und Anordnungen wegen der ſozialen Fürſorge für die 

an den Waſſerſtraßen beſchäftigten Arbeiter und die ſchiffahrttreibende 
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Artikel 6. 
Der Waſſerſtraßenbeirat wird von dem Vorſitzenden nach Bedürfnis, 
mindeſtens aber einmal im Jahre, berufen. 


Artikel 7. 

Zur beratenden Mitwirkung bei Fragen, deren Bedeutung ſich über den 
Geſchäftsbereich eines einzelnen Waſſerſtraßenbeirats hinaus erſtreckt, wird ein 
Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat gebildet. 

Der Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat beſteht: 

a) aus einem Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter, welche vom König 

auf die Dauer von drei Jahren ernannt werden; 

p) aus den von jedem Waſſerſtraßenbeirate nach näherer Beſtimmung der 
zuſtändigen Miniſter auf die Dauer von drei Jahren entſandten Mit⸗ 
gliedern 

e) aus den von den zuſtändigen Miniſtern auf die Dauer von drei 
Jahren berufenen Mitgliedern, deren Anzahl ein Drittel der Zahl der 
nach b gewählten Mitglieder nicht überſteigen darf; hierbei iſt die 
Berufung unmittelbarer, beſoldeter Staatsbeamten ausgeſchloſſen. 

Für jedes gewählte und jedes berufene Mitglied iſt ein Stellvertreter zu 

beſtimmen, der im Behinderungsfalle des Mitglieds eintritt. 


Artikel 8. 

Dem Geſamt-Waſſerſtraßenbeirate find die Angelegenheiten der im Artikel 5 
bezeichneten Art mitzuteilen, ſofern ihre Bedeutung nach dem Ermeſſen des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten ſich über den Geſchäftsbereich eines einzelnen 
Waſſerſtraßenbeirats hinaus erſtreckt. 

Auch hat der Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat in wichtigen, die Waſſerſtraßen 
berührenden Fragen auf Verlangen des Miniſters der öffentlichen Arbeiten ſein 
Gutachten zu erſtatten. 


Artikel 9. 

Zur Beurteilung von Fragen der im vorigen Artikel gedachten Art, die 
nur die weſtlichen oder nur die öſtlichen Waſſerſtraßen betreffen, kann der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten im Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirate zwei Abteilungen bilden 
und geſondert berufen. 

Es gehören an > 

der Abteilung 1 die Vertreter der nach Arkikel 2a, b und e zu er⸗ 
richtenden Waſſerſtraßenbeiräte, 

der Abteilung II die Vertreter der nach Artikel 2d, e und f zu er⸗ 
richtenden Waſſerſtraßenbeiräte. 

Die berufenen Mitglieder (Artikel 76) werden bei der Berufung einer Ab⸗ 
teilung zugewieſen, während der Vorſitzende und ſein Stellvertreter beiden Ab— 
teilungen angehören. 

Artikel 10. 

Der Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat oder deſſen Abteilungen werden von dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten nach Bedürfnis „ mindeſtens aber alle zwei Jahre, 
berufen. 

Artikel 11. 

Eine Überſicht über die Verhandlungen des Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirats 
wird von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten dem Landtage regelmäßig 
mitgeteilt. 

Artikel 12. 

Der Staatsregierung bleibt es vorbehalten, Vertreter zu den Beratungen 
der Waſſerſtraßenbeiräte ſowie des Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirats zu entſenden, auch 
in geeigneten Fällen beſondere Sachverſtändige zuzuziehen. 


Artikel 13. 
Die Waſſerſtraßenbeiräte und der Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat können im 
Rahmen der Zuſtändigkeit (Artikel 5 und 8) gutachtliche Außerungen ſelbſtändig 
dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten vorlegen. 


Artikel 14. 
Soweit ſich bei den Beratungen der Waſſerſtraßenbeiräte oder des Geſamt⸗ 
Waſſerſtraßenbeirats Vorerhebungen als erforderlich herausſtellen „werden ſie durch 
die von dem Vorſitzenden zu erſuchende Staatsbehörde vorgenommen. 


Artikel 15. 

Die Geſchäftsordnungen werden von den Waſſerſtraßenbeiräten ſowie dem 
Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirat entworfen; fie unterliegen der Genehmigung durch 
den Minifter der öffentlichen Arbeiten. 

Bis zum Inkrafttreten der Geſchäftsordnung hat der Vorſitzende über den 
Geſchäftsgang Beſtimmung zu treffen. ö 


Dem Minifter der öffentlichen Arbeiten ift die für die Sitzungen der 
Waſſerſtraßenbeiräte feſtgeſtellte Tagesordnung rechtzeitig vorher mitzuteilen. 


Artikel 16. 

Den Waſſerſtraßenbeiräten und dem Geſamt-⸗Waſſerſtraßenbeirate find die 
von der Staatsregierung in dringenden Fällen ohne ihre vorherige Anhörung in 
Angelegenheiten der in den Artikeln 5 und 8 bezeichneten Art getroffenen An— 
ordnungen ſpäteſtens bei dem nächſten Zuſammentritte mitzuteilen. 


Artikel 17. 

Die Mitglieder des Geſamt-Waſſerſtraßenbeirats und die zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen (Artikel 12) erhalten für die Reiſe nach und von dem Orte der 
Sitzung ſowie für die Dauer der Sitzung Tagegelder von je 15 Mark und 
Erſatz der für die Hin⸗ und Rückreiſe verauslagten Fuhrkoſten. 

Die Mitglieder der Waſſerſtraßenbeiräte erhalten die Fuhrkoſten erſetzt, 
welche ſie für die Hin- und Rückreiſe nach und von dem Orte der Sitzung ver— 
auslagt haben. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung auf Mitglieder 
und Sachverſtändige, welche Tagegelder und Reiſekoſten ſchon anderweit aus der 
Kaffe des Reichs, eines Staates, eines öffentlichen Verbandes oder einer öffent— 
lichen Körperſchaft beziehen. 

Artikel 18. 

Jeder in der Perſon eines Mitglieds der Waſſerſtraßenbeiräte oder des 
Geſamt⸗Waſſerſtraßenbeirats eintretende Umſtand, durch den das Mitglied zur 
Bekleidung öffentlicher Amter dauernd oder auf Zeit unfähig wird, ebenſo wie 
die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines Mitglieds hat das Er— 
löſchen der Mitgliedſchaft zur Folge. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht ferner, wenn das Mitglied aus der Körperſchaft 
oder dem Verein ausſcheidet, welche ihn als Vertreter in den Waſſerſtraßenbeirat 
gewählt haben. 

Scheidet aus den vorerwähnten Anläſſen oder durch Tod oder durch Ver— 
zicht ein Mitglied vor Ablauf der Zeit, für die es gewählt iſt, aus, ſo iſt für 
den Reſt der Zeit, falls dieſer noch mindeſtens ein Jahr beträgt, ein neues 
Mitglied zu wählen. 

Die für die Mitglieder getroffenen Beſtimmungen finden auf deren Stell- 
vertreter gleichmäßig Anwendung. 


Artikel 19. 
Königlicher Verordnung bleibt vorbehalten, die Beſtimmungen dieſer Ver: 
ordnung auf andere als die im Artikel 2 genannten Waſſerſtraßen auszudehnen. 
ee in der Abgrenzung und Zuſammenſetzung beſtehender Waſſer— 
ſtraßenbeiräte erfolgen durch die zuſtändigen Miniſter vor der Anordnung iſt 
der Geſamt-Waſſerſtraßenbeirat zu hören. 
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Artikel 20. 
Mit der Ausführung dieſer Verordnung, die am 1. April 1907 in Kraft 
tritt und durch die Preußiſche Geſetzſammlung zu veröffentlichen iſt, wird der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 25. Februar 1907. 
(J. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Breitenbach. v. Arnim. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Oktober 1906, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts für die Anlage einer Kleinbahn Neuhaldensleben - 
Weferlingen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg 
Nr. 4 S. 27, ausgegeben am 26. Januar 1907; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 17. November 1906, betreffend die Beilegung 
der Rechte einer öffentlichen Körperſchaft und die Verleihung des Rechtes 
zur Chauſſeegelderhebung an den Chauffeebau- und Unterhaltungsverband 
Ellgoth Kreisgrenze im Kreiſe Pleß für die in ſeine dauernde Unter⸗ 
haltung übernommene Chauffee von der Panewniker Gemarkungsgrenze 
über Ellgoth bis zur Einmündung in die Chauſſee Nikolai —Ochojetz bei 
Brynow, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 3 
S. 19, ausgegeben am 18. Januar 1907; a 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Dezember 1906, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Angermünde für die 
Chauſſee von Schwedt a. O. nach dem Bahnhofe Paſſow, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 7, S. 55, ausgegeben am 15. Februar 1907 ; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Januar 1907 „betreffend die Verlängerung 
der der Elmshorn-Barmſtedt-Oldesloer Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaft für 
die Herſtellung der Eiſenbahn von Elmshorn über Barmſtedt nach Oldesloe 
in der Konzeſſionsurkunde vom 1. Oktober 1904 geſetzten Friſt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 7 S. 61 „ aus⸗ 
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